Satzung
Uber die Benutzung der gemeindlichen Feld- und Waldwege
- Benutzungssatzung Wirtschaftswege -
der Gemeinde Aull
vom 04. Méarz 1988

Der Gemeinderat/Stadtrat*) hat auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung fiir Rheinland-Pfalz
(GemO) vom 14. Dezember 1973 (GVBI. S. 419), zuletzt geandert durch Gesetz vom 05. Mai
1986 (GVBI. S. 103), die folgende Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

§1
Geltungsbereich
(1) Die Vorschriften dieser Satzung gelten fiir die in der Anlage, die Bestandteil dieser Satzung ist,
unter Angabe der Anfangs- und Endpunkte aufgefiihrten, in der Verwaltung der

Gemeinde/Stadt*) stehenden nicht 6ffentlichen Feld- und Waldwege.

(2) Die Gemeinde-/Stadtverwaltung*) stellt den Verlauf der Wege in einer Karte dar, in die
interessierten Personen Einsicht zu gewahren ist.

§2
Bestandteil der Wege
Zu den Wegen gehdren
1. der Wegekorper, das sind insbesondere Wegegrund, Wegeunterbau, Wegedecke, Bricken,
Durchlasse, Damme, Graben, Entwasserungsanlagen, Boschungen, Stitzmauern,
Seitenstreifen,
2. der Luftraum Uber dem Wegekorper sowie
3. der Bewuchs und das Zubehor.
§3

Bereitstellung

Die Gemeinde/Stadt*) gestattet die Benutzung der in 8 1 aufgefihrten Wege nach MalRgabe
dieser Satzung.

§4
(1) Die Wege dienen ausschlief3lich der Bewirtschaftung der land- und forstwirtschatftlich

genutzten Grundstiicke. Die Benutzung als Fu3weg ist zulassig, soweit sich aus sonstigen
Vorschriften keine Beschrankungen ergeben.



(2) Die Benutzung von Wegen zu anderen Zwecken, insbesondere um zu Wochenendhausern,
Jagdhutten, gewerblich genutzten Kiesgruben, Sandgruben und Steinbrichen und ahnlichen
Vorhaben zu gelangen, ist nur mit Erlaubnis der Gemeinde/Stadt*) zuléassig. Die Erlaubnis ist
gebuhrenpflichtig.

(3) Rechte zur Benutzung der Wege auf Grund anderer Vorschriften bleiben unberihrt.
§5
Vorubergehende Benutzungsbeschrankung
Zur Verhitung von Schaden an den Wegen, insbesondere nach starken Regenfallen und bei
Frostschaden und bei Gefahrdung der Sicherheit des Verkehrs durch den Zustand des Weges,
kann die Benutzung der betreffenden Wege voribergehend ganz oder teilweise durch die
Gemeinde/Stadt*) auch tber die Einschrdnkungen in § 4 hinaus beschrankt werden. Die

Benutzungsbeschrankung ist ortsiiblich bekannt zu geben und durch Aufstellung von
Hinweisschildern an den Anfangspunkten der Wege kenntlich zu machen.

86
Unerlaubte Benutzung der Feld- und Waldwege
(1) Es ist unzulassig,

1. die Wege zu befahren, wenn dies insbesondere auf Grund jahreszeitlich bedingten
Zustandes zu erheblichen Beschadigungen fuhrt oder fihren kann,

2. Fahrzeuge, Geréate und Maschinen so zu benutzen oder zu transportieren, dass Wege
beschadigt werden oder beschéadigt werden kénnen,

3. beim Einsatz von Geraten und Maschinen, insbesondere beim Wenden, Wege
einschlieflich ihrer Befestigungen, Seitengraben, Querrinnen und sonstigem Zubehdr zu
beschadigen oder den Randstreifen abzugraben,

4. Fahrzeuge und Gerate auf den Wegen von Ackerboden zu befreien und diesen auf den
Wegen liegen zu lassen,

5. Fahrzeuge, Gerate und Maschinen auf den Wegen so abzustellen oder Diinger und Erde
so zu lagern, dass andere Benutzer gefahrdet oder mehr als zumutbar behindert werden,

6. auf die Wege Flussigkeiten oder Stoffe abzuleiten, durch die der Wegekdrper beschadigt
wird oder beschadigt werden kann,

7. die Entwasserung zu beeintrachtigen,
8. auf den Wegen Holz oder andere Gegenstande zu schleifen,
9. auf den Wegen Holz, Pflanzenreste und Abfélle zu verbrennen,

10. das Wenden auf befestigten Wegen beim Pfligen und Eggen.



-3-

(2) Verbote und Einschrankungen, die sich aus anderen Vorschriften ergeben, bleiben unberuhrt.

8§87
Pflichten der Benutzer

(1) Die Benutzer sollen Schaden an Wegen der Gemeinde/Stadt*) unverziglich mitteilen.

(2) Wer einen Weg verunreinigt, hat die Verunreinigung ohne Aufforderung unverzuglich zu
beseitigen; andernfalls kann die Gemeinde/Stadt*) die Verunreinigung auf Kosten des
Verursachers beseitigen. Wer einen Weg beschadigt, hat der Gemeinde/Stadt*) die ihr fur die
Beseitigung des Schadens entstehenden Kosten zu erstatten. Die Gemeinde/Stadt*) kann dem

Schadiger unter Festsetzung einer Frist die Beseitigung des Schadens tberlassen.

(3) Dunger, Erde und sonstige Materialien, die auf Grund der Gelandebeschaffenheit
voribergehend auf dem Weg gelagert werden, sind unverzuglich zu entfernen. 8 6 Abs. 1 Nr. 5
bleibt unberihrt.

§8
Pflichten der Angrenzer
Eigentiimer und Besitzer der an die Wege angrenzenden Grundstiicke haben dafur zu sorgen,
dass durch Bewuchs, insbesondere Hecken, Straucher, Baume und Unkraut die Benutzung und
der Bestand der Wege nicht beeintrachtigt wird. Bodenmaterial, Pflanzen- oder Pflanzenteile und

sonstige Abfalle, die von den angrenzenden Grundstiicken auf den Weg gelangen, sind vom
Eigentiimer zu beseitigen.

*) Nichtzutreffendes streichen

§9
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
1. Wege entgegen der Zweckbestimmung des 8§ 4 benutzt,
2. Benutzungsbeschrankungen nach 8 5 nicht beachtet,
3. den Verboten des § 6 zuwiderhandelt und
4. den Vorschriften der 88 7 und zuwiderhandelt,

und wer einer auf Grund dieser Satzung ergangenen vollziehbaren Anordnung
zuwiderhandelt.
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu der in § 24 Abs. 5 GemO genannten
Hohe geahndet werden. Das Bundesgesetz tiber Ordnungswidrigkeiten (OWIG) in der
Bekanntmachung der Neufassung vom 19. Februar 1987 (BGBI. | S. 602) in der jeweils
gultigen Fassung findet Anwendung.

(3) Die Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden, soweit die Tat nach anderen Vorschriften geahndet
werden kann.

§ 10
Zwangsmittel

Die Anwendung von Zwangsmitteln zur Durchsetzung von Anordnungen auf Grund dieser

Satzung richtet sich nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes fir Rheinland-
Pfalz.

8§11
Beitrage und Gebtlhren

Beitrage fur den Ausbau und die Unterhaltung der Wege sowie Gebuhren flr erlaubnispflichtige
Benutzungen werden auf Grund besonderer Satzungen erhoben.

8§12

Fortgeltung von Festsetzungen in Flurbereinigungsplanen

Festsetzungen in Flurbereinigungsplanen, die Wege im Sinne dieser Satzung betreffen, gelten als
Bestandteil dieser Satzung weiter. Sie kdnnen nach Abschluss des Flurbereinigungsverfahrens

nur mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehérde durch Satzung geandert oder aufgehoben
werden.

§13
Schlussbestimmung
Diese Satzung tritt am Tage nach der 6ffentlichen Bekanntmachung in Kraft.
Aull, den 04. Marz 1988

Grin, Ortsbirgermeister



	Zu den Wegen gehören

